
 
  

 

Ostern steht für Aufbrüche – zuerst einmal 
das Aufbrechen der Natur, aber auch das 
Aufbrechen eingefahrener Muster und ver-
krusteter Strukturen. Wenn für den Ersatz 
einer Starkstromleitung aus den 1940er-
Jahren durch großes Bemühen und die 
Umsicht des Konsenswerbers ein gutes 
Projekt entstanden ist und eine insgesamt 
bessere Lösung erzielt werden konnte, 
man dazu aber als Behörden 2(!) Ministe-
rien (BMWFW für Energierecht, BMLFUW 
für Forstrecht), 1 Landesregierung 
(Naturschutz) und etliche Bezirkshaupt-
mannschaften (Wasserrecht) benötigt: 
dann sind das Strukturen, die eines Auf-
bruchs bedürfen.  
Nicht die Reduktion amtlicher Sachverstän-
diger oder Beschränkung der Oö. Umwelt-
anwaltschaft - die mit dem Projektwerber 
bereits frühzeitig Rahmenbedingungen 
festlegte, auf Basis derer ein gutes Projekt 
entstanden ist - sondern ein Abschied von 
Verfahrensmustern, die den rechtspoliti-
schen Status-quo zementieren, ist notwen-
dig. Wenn so etwas gelingt, dann ist das 
ein Stück weit Auferstehung.  
 
Österliche Grüße, 
Martin Donat 
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Themen der aktuellen Ausgabe 

 
 
 
Studie: „Ausgleich für Eingriffe in Natur und 
Landschaft“ 
Ein funktionierender Naturhaushalt ist die Basis für die 
Land- und Forstwirtschaft sowie für die Erholungs- und 
Freizeitnutzung.  
 
 
Luftmessung mit Passivsammler in 
Aschach/D.  
Entlang der B131 wird in den nächsten Jahren mit deut-
lich höherem Verkehrsaufkommen gerechnet.  

 
 
Was die Oö. Umweltanwaltschaft beschäftigt 
Berichte aus Gemeinden und Bezirken 

  

Feinstaub in Linz: Römerberg 



 
Studie: „Ausgleich für Eingriffe in Natur und Land-
schaft“ 
 Ein funktionierender Naturhaushalt ist die Basis für 

die Land- und Forstwirtschaft sowie für die Erholungs- 

und Freizeitnutzung. Mit der stetig zunehmenden Be-

anspruchung der Landschaft steigt die Bedeutung 

des noch verbliebenen Freiraums. Zur Vermeidung 

und Kompensation von Beeinträchtigungen des Na-

turhaushaltes und für die Aufrechterhaltung seiner 

Leistungsfähigkeit kommt daher einer Eingriffs-

Ausgleichs-Regelung als gängigem Instrument in Um-

weltverfahren eine gewichtige Rolle zu. Auf Initiative 

der Umweltanwaltschaft von NÖ., OÖ. und dem Bur-

genland wurde in Abstimmung mit Infrastrukturpla-

nungsträgern (ASFINAG, ÖBB, Landesstraßenver-

waltung) und Naturschutz eine Studie vergeben, die 

ein österreichweit einheitliches, für alle Beteiligten 

verständliches und leicht nachvollziehbares Berech-

nungsmodell für die Kompensation von Eingriffen in 

Natur und Landschaft vorschlägt.  

Dieses Modell ist kompatibel mit den gültigen Bewer-

tungssystemen in Salzburg, Oberösterreich und Tirol 

und entspricht den Vorgaben der RVS 04.01.12 Um-

welt-Maßnahmen (2015) und der RVS 04.03.15 Ar-

tenschutz an Verkehrswegen (2015). Ziele sind die 

Festlegung von Standards im Naturschutzverfahren, 

ein hohes Maß an Transparenz, Fairness, Gleichbe-

handlung sowie Planungs- und Rechtssicherheit er-

höhen. Die Studie benennt aber nicht nur fachliche 

Mindeststandards, sondern zeigt Möglichkeiten und 

zugleich auch die Notwendigkeit zur Weiterentwick-

lung der Eingriffsregelung und ihres Vollzuges auf. 

Rechtliche Rahmenbedingungen, die Sicherung des 

Ausgleichs, die Einrichtung eines Kompensationsflä-

chenkatasters (wie zB. in NÖ unlängst rechtlich ver-

ankert), unterschiedliche Möglichkeiten der Träger-

schaft (inklusive Ökokonto) und Überbindung von 

Verpflichtungen auf Dritte, Vertragsmodelle und Vor-

schläge rechtlicher Adaptierung, u.a.m. machen deut-

lich, dass sich die Studie nicht nur auf die Berech-

nung von Eingriff und Ausgleich beschränkt, sondern 

auch juristische, organisatorische und praktische Fra-

gen erörtert und Lösungen vorschlägt.  

In öffentlichen Tagungen (Oktober 2015, Februar 

2016) und Fachgruppen wurde die Studie vorgestellt, 

diskutiert und auf Basis der Rückmeldungen adap-

tiert. Der Entwurf soll nun  einem erweiterten Forum 

zur Verfügung und zur Diskussion stehen und als 

„work in progress“ entsprechend weiterentwickelt wer-

den. Ziel ist es, Instrumente für die Anwendung auf 

breiter Basis zur Verfügung zu stellen, die ein selbst-

verständlicher Baustein des Umwelt- und Naturschut-

zes sind, hohe Akzeptanz bei Konsenswerber und 

Bevölkerung haben und neben Fragen der Ökologie 

auch den Erhaltung von landschaftlicher Qualität und 

Lebensqualität im Wohnumfeld berücksichtigen. 
 

 



Luftmessung mit Passivsammler in Aschach/Donau 
Entlang der B131 (Bahnhofstraße in Aschach/Donau) 

wird in den nächsten Jahren durch den Ausbau der 

Betriebe Agrana und RWA sowie durch die Anbin-

dung der Umfahrung Eferding mit einem deutlich hö-

heren Verkehrsaufkommen, einhergehend mit zusätz-

lichen Schadstoffbelastungen durch Verkehrsabgase, 

gerechnet. Man trat an die Oö. Umweltanwaltschaft 

heran, um die aktuelle Luftgütesituation im Bereich 

„Bahnhofstraße bis Donaubrücke“ für den Luftschad-

stoff Stickstoffdioxid (NO2) mittels Passivsammlern zu 

erheben.  

Die Messpunkte wurden gemeinsam mit Vertretern 

der Gemeinde Aschach/D. festgelegt und die Mes-

sung wurde im Februar 2015 für einen Zeitraum von 

einem Jahr zur Bestimmung eines Jahresmittelwertes 

für NO2 gestartet. Das für Österreich gültige Immissi-

onsschutzgesetz-Luft (IG-L) sieht für den Luftschad-

stoff NO2 einen Grenzwert für Kurzzeitmesswerte 

(Halbstundenmittelwerte-HMW) sowie für Langzeit-

messwerte (Jahresmittelwert-JMW) vor.  

Weiters gibt es einen Zielwert für den Tagesmittelwert 

(TMW).  

Mit der beschriebenen Messmethode durch Passiv-

sammler wurde der Jahresmittelwert bestimmt. Der 

derzeit gültige Grenzwert (mit Übergangsregelung) für 

den Jahresmittelwert beträgt gemäß IG-L 35µg/m³. 

Dieser wurde an den gewählten Messpunkten - mit 

Ausnahme des Messpunktes „Stiftstraße 5“ -  mit  ho-

her Wahrscheinlichkeit eingehalten. Beim Messpunkt 

„Stiftstraße 5“ kann eine Überschreitung nicht ausge-

schlossen werden. Auch beim Messpunkt „Stiftstraße 

11“ liegt der Jahresmittelwert nahe am Grenzwert. Da 

mit der Messmethode jedoch eher zu hohe Werte 

festgestellt werden (Unsicherheit 8-12%) wird auch 

für den Messpunkt „Stiftstraße 11“ die Einhaltung des 

Grenzwertes angenommen. Eine Aussage über die 

Einhaltung der Kurzzeitgrenzwerte HMW sowie TMW 

kann nicht getroffen werden. Bei gesicherter Über-

schreitung des Grenzwertes über einen längeren Zeit-

raum hindurch, ist gemäß IG-L eine Statuserhebung 

durchzuführen. Auf Grundlage dieser Statuserhebung 

wird ein Programm erstellt, mit dem die Einhaltung 

der Grenz- und Zielwerte so weit wie möglich gewähr-

leistet werden soll. 
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Ein Fall für den Umweltanwalt -  
... was die Oö. Umweltanwaltschaft sonst noch beschäftigt: 

Eine private Betreibergesellschaft be-
antragte die naturschutzbehördliche 
Feststellung für die Errichtung eines 
Kleinwasserkraftwerks am Gewässer 
„Laussabach“. Die Planung der ge-
nannten Wasserkraftanlage sieht die 
Wasserfassung bei Flkm 6,15 vor; an-
schließend eine Restwasserstrecke 
von rund 3.750 m. Das Krafthaus be-
findet sich somit bei Flkm 2,4 Laussa-
bach. Die Gewässercharakteristik wür-
de aus Sicht des Naturhaushaltes, des 
Landschaftsbildes und des Erholungs- 
und Erlebniswertes der Landschaft 
allein aufgrund der Wasserausleitung 
(Restwasserstrecke) deutlich und äu-
ßerst negativ verändert. Die Reduktion 
des Wasserabflusses würde das land-
schaftsprägende Element einer natürli-
chen Wasserführung mit allen ihren 
Erscheinungsformen derart verändern, 
dass von einer wesentlichen Beein-
trächtigung zu sprechen ist. Gegen 
den positiven Bescheid der Bezirks-
hauptmannschaft Steyr-Land haben 
wir Beschwerde an das Landesverwal-
tungsgericht Oberösterreich erhoben. 
Für das noch anhängige Gerichtsver-
fahren wurde ein gewässerökologi-
sches Gutachten erstellt: die darin dar-
gestellten Ergebnisse bestätigen bzw. 
untermauern die Argumentation unse-
rer Beschwerdeschrift.   

Seit 2011 werden in Vöcklamarkt 
Messungen des IG-L Luftschadstoffes 
„Staubniederschlag“ und „Cadmium 
im Staubniederschlag“ durchgeführt. 
Anlass dafür waren Beschwerden von 
Anrainern wegen erheblicher Staub-
belästigung und Rußniederschläge.  
Es lag die Vermutung nahe, dass die 
Staubbelastung vom Heizwerk eines 
holzverarbeitenden Betriebes stammt, 
weshalb im nahen Umfeld der Anlage 
zwei Messpunkte installiert wurden. 
Die Messergebnisse der ersten Jahre 
zeigten auch deutlich überhöhte Wer-
te bei Staubniederschlag und Cadmi-
um. Im Oktober 2014 wurde das Heiz-
werk eingestellt, da eine neue Anlage 
in Betrieb genommen wurde. Es zeig-
te sich schon bald ein deutlicher 
Rückgang bei den Staubnieder-
schlags- und Cadmium-Werten. Im 
Jahr 2015 waren sodann auch keine 
überhöhten Werte mehr feststellbar 
und es wurden die Grenzwerte für 
Staubniederschlag  und Cadmium 
deutlich unterschritten. Die Messbe-
richte der Jahre 2013 bis 2015 sind im 
Internet abrufbar unter: 
www.ooe-umweltanwaltschaft.at  

Der Biber ist nach seiner Ausrottung im 
19. Jahrhundert seit etwa 30 Jahren wie-
der zurück in Oö. und hinterlässt seine 
Spuren in der Landschaft, was zu ver-
mehrten Konflikten mit unterschiedlichen 
Landnutzern führt. Biber sind streng ge-
schützt und dürfen weder getötet noch 
gefangen werden; auch die Entfernung 
von Biberdämmen ist ohne naturschutz-
behördliche Ausnahmebewilligung ver-
boten. Dies wird allerdings auf Basis 
eines „ internen “ Erlasses und Biber-
managementplanes der Naturschutzab-
teilung von den Bezirkshauptmannschaf-
ten nachweislich völlig unterschiedlich 
gehandhabt. Ohne entsprechend klare, 
einheitliche Richtlinien werden weiterhin 
Biberdämme entfernt und schlimmsten-
falls der Biber wieder auf „Stand im 19. 
Jahrhundert“ gebracht..! 
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